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Wen Dr. Carl u. Kuß ling 


Verwaltungsnerid tsbarketts“ 
Mittheilungen aus ber Praxis“ 
Auch der lediglich in Nachahmung einer freuden Marge auf der Wanzenetiqueite under 

fat gemachte Gebzauch der Führung bei k. k. Adlers und der Bezeichnung „k. 

elvifegivte Fabrik“ begründet eine nach der Hewerbe Ordnung (99 61 und 181) 

Rroſtree Handlung. 

Zur Frage des gewerbamäßlgen Betriebes der Fröchtereſ. 

Die ogenannten „Gemiſchl⸗Waareubänler“ dürfen anch nıtt Speck handeln. 
Perorbnung en. 

Perjonalien, 

Erleblgungen. 


Gegenbemerkungen über den Aufſatz: „Aas iſt Ge- 
genſland von Uerwaltungsgerſchtabarkeit?“ 
Bon Dr. Carl v. Kißling. 


Es iſt in keinem ſtaats rechtlichen Gebiete eine ſolche Unklarheit 
vorhanden, wie in dem des Verwaltungsrechtes. Dies gilt nicht bloß 
von den oberflächlichen Polltikeru, wie fie unſere Journaliſttk bildet, 
denen man eben eingehende nachhaltige ſtaatsrechtliche Studten nicht 
zumuthen kaun. Auch von den meiſten Fachmännern muß behauptet 
werden, daß fie ſich über die Grenzlinien zwischen Verwaltung und 
Verwaltungzlecht nicht klar geworden ftub. 

Wir ſehen die Reſultate deſſen ur dem nun Jahre dauernden 
Bemühen von Selle der baierkſchen Regierung mit der Volksvertre— 
tung über die Competenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit einig zu wer: 
den — ſowie ſelbſt in dem Geſetze dez Landes, welches zuerſt die 
Verwaltungsgerichtsbarkett als eigene Juſtiktntion eingeführt hat, näm⸗ 
lich im babiſchen Gefeze vom 5. October 1863, datz in den 88 5 
und 25 auch unr die Competenz durch tmativ aufgezählte Fälle normitt. 

Darnnt liegt jetzt unendlich viel daran, über die Aufgabe ber 
Verwaltungsgerichtsbarkeit klar zu werden, und jeden Irrthum, von 
wem er and; komen mag, entfchieden zu beſeftigen. 

Ju Rückſicht auf meiue wiederholte Beſchäftigung mit dieſem 
Gegenſtande“) dürfte mau es daher nicht als eine Anmaßung auſeben, 
wenn ich dem in dein Aufſatze des zweiten Präſidenten des badiſchen 
Verwalfungögerichtshofes, Geheimrath Schmitt (Nr. 4 und 5 dieſer 
Zeitſchrift) aufgeſteſten Satze: „daß eine einfertige Verord⸗ 
nung der Verwaltungs behörden nicht den Rechtstikel, 
90 einer Klage gegen die Organe des Staates bilden 

ann, und daß Streitigkeiten über Verordnungsver⸗ 

lehungen innerhalb der Verwaltung ſelbſt im Wege 
der Beſchwerde bei der nächſt vorgeſetzten Verwal⸗ 
tungsbehörde erledigt werden müſſen“ entgegentrete. 


) Zeifegeift für dog Notariat 1861. Zeitschrift für Verwaltung 1869 Nr. 20, 
33, 34. 1870 Nr. 7. Gerichtshalle 1869. Berhandlungen des deukſchen Surtiten« 
iages v. J. 1867. 


Der Verfaſſer defimirt ganz richtig die Verwaltungsrechtspflege 
ld jene Staatsthätigkeit, welche die Feſtſtellung und Wiederherſteſlung 
angeblich verlepter aber beſtritteuer Rechte der Staatgangehörigen in 
ihren (öffentlich⸗ rechtlichen) Bezjehnngen zur Verwaltung als ſolcher 
zum Zwecke hat. Ganz 51 N bemerkt er, daß nur dann eine Rechts⸗ 
verletzung eiutritt, wenn die Norm, auf welche der Einzelne ſich beruft, 
einen den Willen der Regierung und ihrer Organe bindenden 
rakter hat. 
Im Irrthum iſt er aber, wenn er dieſen bindenden Charakfer 
den Verordnungen der Regierung nicht zugeſtehen will. 

Wenn ich auch zugeben muß, daß die Regierung die Verordnung 
als ſolche, wenn es das Staatswoßl erfordert, einſeitig abändern barf, 
fo kaun ich niemals den Sah unterſchreſben, daß fie berechtigt ſein 
durfe, ihre Verordnung ungeachtet deren allgemeinen Fortbeſtandes in 
einem oder mehreren einzelnen Fällen außer Auwendung zu laſſen und 
zu modifieiren, 

Die Verordnung bindet, ſo lauge ſie beſteht, die Regierung ge⸗ 
rade jo wie das Geſetz; und wenn nicht in der Verordnung ſelbſt 
vorgeſehen tft, für befondere Fälle davon abgehen oder ſie mobificten 
zu konnen, ſo iſt während ihres Beſtandes feine Juſtanz der Verwal⸗ 
Aug berechligt, dies zu thun. 

Wer irgend einen Begriff von der Aufgabe der Verwaltung hat, 
wird gerne zugeben, daß die Regierung die Geſetze fo anzuwenden ver⸗ 
pflichtet iſt, wie es das Staatswohl fordert und daß fie fohht, wenn 
dnrch eiue Verorduung dies nicht geſchieht, auch dieſe abzuändern bes 
rechtigt iſt — allein das kanu für bereits vorliegende Auſprüche von 
Eiuzelnen nur dann geſchehen, wenn ſich dieſes Recht in der Verord⸗ 
nung ſelbſt vorbehalten wurde. Iſt dieſes nicht der Fall, fo hat der 
zinzelne ein Recht, nach der wenn auch für das allgemeine Intereſſe 
nachtheiligen Verordnung behandelt zu werden, und die Reglerung 
kann nur für künftige Fälle ihre Verordnung befefttgen. 

Es wird die Richtigkert dieſer Aufſtelluugeu an einigen Bei⸗ 
ſpielen klar werden. 

Die Verordunug des Ministers für Cultus und Unterricht von 
6. April 1870, R. G. B. Nr. 50, betreffend die Fortbildungscurſe 
der Volksſchullehrer, beſtimmt im § 8, daß jene Lehrer, welche zur 
Theilnahme an den Fortbildungscurſen verpflichtet ſind, nebſt einer 
Vergütung für die Neiſekoſteu einen Pauſchalbetrag für Zehrkoften 
erhalten. Es ſiele um eiuer Landesſchulbehörde wegen Mangel ihrer 
Mittel ein, eiuem ſolchen Lehrer dieſe Vergütung zu verweigern und 
der Minifter beſtätigt dieſe Verweigeruug — hätte da der Lehrer 
nicht einen Nechtötitel zur Klage? 

Eine Fiuanzminiſterjalverordnuug beſtimmt, daß die bis 30. No⸗ 
vember 1870 bei den Gaffen übergebenen Scheidemünzen im Nomi⸗ 
nalwerthe ausbezahlt werden. Am 29. November erklärt das Fmanz⸗ 
anuffterhem, daß die erft am 30. November einkommenden Münzen 
nicht mehr als voll anzunehmen ſiud. Eine Bank hat nun, geſtügt 
auf dieſe Verordunng, die Munzen erſt am 29. abgeſendet, jo daß 
fie erft am 30. zur Caſſa gelangen, — ſoll dieſe um ken Recht auf 
die volle Währung haben? 


Die Landesgeſetze über das Mafferrecht überlaffen die Einrich⸗ 
tung und Führung des Waſſerbuches und der Waſſerkarten dem Ver⸗ 
ordnungswege. Es iſt da nun ſehr wohl denkbar, daß gewiſſe Wer 
ffimmungen für den Einzelnen Rechte begründen werden, die für 
beſtehende Verhältniſſe nicht nach Belieben abgeändert werden können. 

Und ſo laſſen ſich Hunderte von Fällen geben. 

Der Satz: daß eine Verordnung im Allgemeinen kein Recht der 
Einzelnen gegenüber der Berwaltung erzeuge — ift daher unrichtig“) 
und damit auch die darauf baſirte Behauptung, daß die Verletzung 
einer Verordnung kein Gegenftand einer Klage ſein könne, widerlegt. 

Es gibt nur ein, aber dafur vollkommen gusreichendeh Moment 
für die Unterſcheidung der Greuzlinie zwiſchen Klags⸗ und Beſchwerde⸗ 
(Rerurs⸗) weg, und das ift vom Verfafſer richtig angedeutet — die 
Frage: tft ein conereter Rechtsauſpruch oder ein bloßes 
Intereſſe verletzt? 

Im erſten Falle iſt der Weg der Klage — im letzteren ber 
der Beſchwerde gegeben — ob aber ein Geſetz ober eine Berorduung 
verletzt wurde, ift ganz gleichgiltig. 

Hat man fich das klar gemacht, dann braucht es keiner caſulſti⸗ 
ichen Feſtſtellung der Gompetenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit und 
es werden doch gleichmäßig Staat wie Einzelner in ihren Anſprüchen 
geſchützt bleiben. 

Wie bei allen neuen Inſtitutionen wird es darauf ankommen, 
die erſte Einrichtung und Leitung denſelben bewährten Händen auzu⸗ 
vertrauen, die ſicher, geleitet von feſten Grundsätzen, fie ungeachtet der 
aus böſen wie harmloſen Gründen ſtammenden Gegnerſchaft, ins Leben 
einführen. 

8591 Verwaltungegerichtabarkeit hat ehen fo viele Gegner aus 
böſem Gewiſſen, wie aus Unverftand, 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Auch der lediglich in Nachahmung einer fremden Marke auf der 
Waarenetiqnette unbefugt gemachte Gebrauch an des F. k. 
Adlers und der Bezeichnung „k. k. priv. Fabrik“ begründet eine 
nach der Gewerbeordnung 8 „ und 131) ſtrafbare Handlung. 


Die von Joſeph K., Leinenzwirnfabrikant in E., der Ueberkretung 
der 55 6 und 17 des Markenſchutzgeſetzes vom 7. Dec. 1858, R. G. B. 
Nr. 230 beſchuldigten Leinenzwirnfabrlkanten Anton R. ©, und 
Sohne ſind geſtändig, die Zwirne ihrer Erzeugung mit der auf der 
Vignette der Emballage angebrachten Aufſchrift: „K. k. land. priv. 
Leinzwirnfabrik à Ja Joſeph M, in E“ in Verkehr gebracht zu haben. 
Wie die Befichtigung ber als Beweisſtücke producirten Zwirnpakete 
ergibt, iſt bie Gtiquette zwar nicht jener der Firma K. gleich, wohl 
aber ſehr ähnlich, indem nur ftatt: „des Joſeph K. u Ba Joſeph . 
geſetzt ſſt. Die Pakete der Firma Ant. R. H. find im Innern mit dem 
Fabrikszeichen AR. H. verfehen. Die Firma H. hielt ſich zur Führung 
dieſer Etiquette berechtigt, weil die Marke det Joſeph K. bei der 
Handelskammer nicht regiſtrirt ſei, und das Geſe vom 7. Dec. 1858 
nur auf regiſtrirte Marken Bezug habe, weil die beanſtändeten Waaren 
nicht als aus der Fabrik des Joſeph K, ſondern nur à la (uach Art) 
des Joſeph K. angefertigt bezeichnet feien, daher ein ſtrafbarer Thatbeſtand 
nicht vorllege, indem nur entweder Nachahmungen von Marken oder die 
Aneignung einer fremden Firma ſtrafbar ſeien. Hier liege aber erſt⸗ 
lich keine Marke vor, und die Firma wurde ſich nicht angeeignet, da 
die Worte a 1a eine weſentliche Verſchtedenheit von der Firma „k. . 
land. priv. Leinzwirnfabrik des Joſef K.“ bewirken. Die der Ver⸗ 
handlung beigezogenen Sachverſtändigen ($ 25 des M. Sch. G.) 
erklärten: daß die Vignette auf den aut der Fabrik bes Joſeph K. 
ſtammenden Zwirnen, von jenen auf den von A. R. H. erzeugten 
Iwirnen ohne mehr als gewöhnliche Aufmerkſamkeit nicht zu untere 
ſcheiden ſei, daß es unter Geſchäfteleuten nicht vorzukommen pflege, 
daß eine fremde Firma benüt werde, daß aber häufig Waaren mit 
dem, daß ſelbe d la erzeugt feten, recommandirt werden Dieſe 
Sachverſtändigen erklärten einſtimmig, daß auch für einen Kauf 
mann von Beruf bei gewöhnlicher Aufmerkſamkeit eine Täufchung 


) Schr suteveffant wäre eg gemefen, wenn ber Herr Berfaſſe auch verſucht 
Hätte, die Gründe zu uberlegen, welche hei Geheimrolh Schmitt bie Basis dieſes 
Sage bilden. Indeſſen auch die vorliegende kurze Etrterung dürfte wieder zur wei 
terer Anregung dienen. Bem. d. Red 
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durch die mit A la bezeichnete Vignette möglich ſei. Dieſe Täuſchung 
fei im vorliegenden Falle um fo mehr möglich, als der Bindfaden, 
mit dem die Pakete gebunden find, eben über die Worte „a la“ 
gezogen wird, fo daß dieſe einzige Unterfcheidung für den Beobachter 
verſchwindet. 

Der Bezirkshauptmaun in F. erkannte A. R. H. und Söhne 
der Uebertretung der SS 6 und 17 des Patentes vom 7. Dec. 1858, 
N. G. Bl. Nr. 230, begangen durch Bezeichnung ihrer Erzeugniſſe 
mit der Firma des Joſeph K. in E. ſchuldig und verurtheilte diefelben in 
Berückſichtigung des mildernden Umſtandez, daß der Mißbrauch der 
fremden Firma bis nun nicht in ausgedehntem Umfange ſtattgefunden 
hat, zu einer Geldſtrafe von 50 fl. zu Gunſten des Armenfondes zu 
L., wo die Erzeugungsſtälte von A. N. H. und Sohne iſt, und in die 
Koſten des Strafverfahrens. 

Der Landespräſident erkannte über den Recurs der Firma H., „daß in 
der Handlungsweiſe der Leinzwirnfabrikanten Anton R. H. und Söhne in E. 
eine Uebertretung det Markenſchutzgeſetzes füglich nicht erblickt werden 
kann, da einerſeits der mit dieſer Aufſchrift verſehene Etiquettenzettel über⸗ 
haupt nicht als eine zur Erwerbung eines Alleinrechtes geeignete Marke 
im Sinne des Markenſchußgeſetzes (88 1 und 3) anzuſehen iſt, au⸗ 
dererſelts aber auch die im § 6 des Geſetzes unterfagte Aneignung 
einer fremden Firma nicht vorliegt, nachdem die fraglichen Etiqueiten⸗ 
zettel jenen, deren ſich Die 1. landesbefugte Zwirnfabrik des Jo⸗ 
ſeph K. in E, bedient, ſehr ähnlich, gleichwohl aber die darauf bes 
findliche Aufſchrift mit der Aufſchrift auf der letzteren nicht tbentifch 
iſt, beztehungsweiſe die Erzeugungsfabrik darin nicht als jene des 
Joſeph K., ſonderu im Allgemeinen nur als Fabrik à la Joſeph K 
bezeichnet wird. Wohl aber haben ſich Anton R. Z. und Sohne da⸗ 
durch, daß ( ſich auf den auf der Emballage ihrer Erzeugnſſe an⸗ 
gebrachten Etiquettenzettel der Bezeichnung: „k. k. landespriv. Lein⸗ 
zwirnfabhrik“ und des „kaiſerl. Adlers“ bedienten, einer Uebertretung des 
9 61 der e schuldig gemacht, da dieſe Bezeichnung, wenn 
auch der Name der Faßriksinhaber auf der Etiquette fehlt, nach der 
Natur der Sache nur auf die Fabril, vou welcher die Erzeugniſſe als 
eigenes Produek in den Verkehr gefeht werdeu, bezogen werden kann, 
nach der erwähnten Geſetzesbeſtimmung aber die Führung des kaiſerl. 
Adlers im Schilde und Siegel und der Bezeichnung „k. k. priv. Fa⸗ 
brif“ in der Firma eine beſondere von der Verleihung der Landesſtelle 
abhängige Auszeichnung iſt, daher ſich ihrer auch von Gewerbetrei⸗ 
benden, welche, wie die Firma A R. H. und Sohne, mit dem bezüg⸗ 
lichen Vorrechte nicht betheilt find, uicht bedient werden darf.“ In 
Abänderung der bezirkshauptmaunſchaftlichen Entſcheidung verurtheilte 
der Landespräſtdent A. R. H. und Sohne wegen Uebertretung der 
Gewerbeordnung durch Anmaßung der im $ 61 der Gewerbeordnung an⸗ 
geführten Auszeichnung auf Grund des § 131 dieſes Geſetzes zu einer 
Geldſtrafe pr. 50 fl., mit Rückſicht auf den erſchwerenden Umſtand, 
daß es ſich ber jener Anmaßung offenbar darum handelte, mit Hilfe derſelben 
eine Irreführung des Publienms über den Urſprung der fraglichen 
Erzeugniſſe zu ermöglichen und das Markeuſchußgeſe zu umgehen. 
Die von der erſten Inſtauz ausgeſprochene Erſaßzleiſtung der Koſten 
des Strafverfahrens wurde aufrecht erhalten und zugleich weiters der 
Firma A. R. und Sohne der weitere Gebrauch der Bezeichnung 
„. k. landespriv.“ für die Zukunft ansdrücklich unterſagt. 

Im Miniſterialrecurſe ſtellten H. und Sohne das Begehren, fie 
von der gedachten Uebertretung durch Aumaßung der im § 61 des 
Gewerbegeſetzes erwähnten Auszeichnungen ſchuldlos zu erkeuneu, indem 
fie ſich des kaiſerkichen Adlers weder im Schilde noch im Siegel, 
noch in den Facturarechuungen jemals bedient und zur Führung der 
beanſtändeten Etiquetſenzettel nur deßhalb berechtigt gehalten hätten, 
weil die Wagren, deren Emballage mit dieſen überdies über den 
ausdrücklichen Wunſch einer Kundschaft beſtellten Zettel verſehen find, aut 
einem Etabliſſement herrühren, welches den Titel „k. k. priv. Fabrik“ 
befigt, und den Reichsadler führen darf. Durch die Anbringung dieſer 
Etiquetten ſollte eben nur angedeutet werden, daß die Zwirne aus einem 
Fabriksetabliſſement herrühren, welches die im § 61 der Gewerbe⸗ 
ordnung bezeichneten Vorrechte genießt. Auf eine Täuſchung des Pu⸗ 
blicums könne es nicht abgefehen geweſen fein, da die Waare mit den 
beauſtändeten Etiquetten nur einer einzigen Kundſchaft auf Beſtellung 
geliefert worden iſt. 

Das Miniſterium des Innern enlſchted im Einverſtändniſſe mit 
dem Handeleminiſtertum unterm 18. Auguſt 1870, 3. 10030, dahin, 
„daß dem Recurſe der Leinzwirnfabrikanten A. R. H. und Sohne 
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gegen die Entſcheidung der Landeßregierung, womit dieſelben wegen 

Uebertretung der Gewerbeordnung durch Anmaßung det im $ 61 

dieſes Geſez angeführten Auszeichnung zu einer Geldſtrafe im Be⸗ 

trage von 50 fl. verurtheilt worden ſind, unter Beſtätigung und aus 

den Gründen der recurrirten Eutſcheidung keine Folge zu geben 15 
A. 


Zur Frage des gewerbsmäßigen Betriebes der Frächterei. 


Es wurde erhoben, daß der Realitäteubeſitzer und Gemeindevor⸗ 
ſteher in M., Joſeph E. ſeit dem Jahre 1859 für das Gußwerk in 
D. die Eiſenwaareu, daun fett cieca 20 Jahren e Waaren aus den 
Eiſenwerken zu N. zum Bahnhöfe in M., und ſeit 14 Jahren auch 
gleichzeitig die Kohle von M. nach N für den Bedarf der dortigen 
Werfe ver erachte, dann auch die Gifenwaaren vom Gußwerke über das 
K. . Alpl nach N. verführe, ohne den Betrieb dieſer Unternehmung 
angemeldet und verfteuert zu haben. Nach der Angabe der Gemeinde⸗ 
vorſtehung in A verfrachtet E. vom Gußwerke bei O. nach N. jähr⸗ 
lich 10—g0tauſend Centner, und nach M. 5-—10taufend Centner, 
und bezieht bis N. pr. Centner 52 lr. Zum Betriebe dieſer Unter⸗ 
nehmung unterhält E. 80 ſchwere Zugpferde und iſt mit Allem verſe⸗ 
hen, was zur ununterbrochenen Führung dieſes Geſchäftes erforderlich 
iſt. Es wurde weiters conſtatirt, daß dieſet Geſchäft jo umfangreich iſt, 
daß E. mit den eigenen Zugpferden nicht ausreicht, ſondern noch 
andere Pferdebeſitzer iu N. und A. zur Beſorgung der von ihm als 
Hauptanternehmer übernommenen Fuhren heranziehen muß, mit wel⸗ 
chen wieder beſondere Verfrachtungsverträge beſtehen. Nach Angaben 
betrug der Fuhrverdienſt des E. zufammen für die Jahre 1867 bis 
1869 incl. bei 155.420 fl. 

Der Bezirkshauptmann ſah ſich bei dem Umſtande, als E. für 
dieſe Unternehmungen weder die gewerbliche Berechtigung erworben, 
noch dieſelbe werfteuert hat, veranlaßt, denſelben zur ſchrifklichen Ver⸗ 
antwortung aufzufordern. &. ſtellte nicht in Abrede für die Gewerl⸗ 
ſchaft und das Gußwerk in N. das Fuhrwerk beizuſtellen. Der 
Bezirkshauptmann erkaunte ſohin den Thatbeſtand der Uebertte⸗ 
tung des § 132, lit. a der Gew. O. als vorhanden an, weil E. 
ber dieſem großarligen Geſchäftsbetriebe unterlaſſen, das Gewerbe ber 
Frächterel anzumelden und zu verſtenern, und verurtheilte denſelben 
zu einer Geldſtrafe von 40 fl., unter Vorbehalt ſeiner welteren Be⸗ 
handlung nach der mit Hofkanzleidecret vom 7. April 1819, 3. 11.081, 
funbgemachten g. h. Entſchließung vom 20. März 1819 

Im Statthaltereirecurſe gab E. ausdrücklich zu, ſeit dem Jahre 
1859 für das Gußwerk in O. Eiſen zu verfrachten und ſchon feit 
längerer Zeit die Waaren aus dem Eiſenwerke zu N. zum Bahnhofe 
in M. ac. zu verführen; allein es konne bei ihm von dem gewerbz⸗ 
mäßigen Betriebe dez Frachtgeſchäftes leine Rede fein, weil die frage 
lichen Frachtungen früher von ihm nur in Folge einzelner, mit den 
k. Sberverwetzämtern geſchloſſenen Contracte beſorgt worden find, 
und die dermaligen Frachtungen eben auch uur in Conſecuenz ähn⸗ 
licher mit der N... ©. ee Ackiengeſellſchaft geſchloſſener Verträge 
auägeführt werden. Die Ausführung einzelner Transportverträge in⸗ 
vohsive noch nicht den gewerbsmäßigen Betrieb und unterliege daher 
weder der Anmeldung noch der Entrichtung der Erwerbsſteuer. Er 
berief fich weiters darauf, daß das Finanzminiftertum als die den be⸗ 
ſtandeuen Oberverwetämtern unmittelbar vorgeſetzte Behörde von den 
durch ihn beſorgten Perfrachtungen für die Eiſenwerke bel O. und zu 
N. in Kenntuiß war und ſicherlich die Vorſchrerbung der Erwerb⸗ 
ſteuer veranlaßt hätte, wenn es einen gewerbsmäßigen Betrieb des 
Frachtgeſchäftes in ſeinen Verfrachtungen erblickt hätte. 

Die Statthallerei beſtätigte das Straferkenntniß der erſten In⸗ 
ſtanz in der Erwägung, daß das Geſchäft der Vetfrachtung bei 6 
das Gepräge eines gewerbsmäßigen Betriebes an ſich trage und daß 
es den gewerbsmäßigen Betrieb nicht aufhebe, wenn E. nur für ge⸗ 
wiſſe Gewerkſchaften arbeitet; daß E. daher verpflichtet erſcheine, ſich 
nach der Gewerbeordnung iu die Regel zu ſetzen, da nicht die Zahl 
der bedienten Kundſchaften, ſondern der ſeit Jahren regelmäßige und 
ununterbrochen fortgeſezte Betrieb, zu welchem eigene Betriebsmit⸗ 
tel durch Haltung eines fo zahlreichen Wagen⸗ und Pferbeftandes in 
Verwendung ftehen, entſcheidend fer. 

Im Miniſterlalrecurſe bemerkt E. daß er die Anmeldung gewiß 
nicht unterlaffen hätte, wenn er diefes Frachtgeſchäft für die Ausübung 
eines Gewerbes hätte halten konnen; er habe dieſe jetzt beanftäubeten 


7 


Verfrachtungen durch mehrere Jahre unter den Augen des früher be⸗ 
ſtandenen Bezirksamtes in O. und den Finanzbehorden beforgt; wenn 
nun dieſe Verfrachtung nach den Anſchauungen der Behörden bisher 
nicht den Charakter der Ausübung des Frächtergewerbe trugen, jo 
trügen ſie ihn auch dermalen nicht. 

Das Ministerium des Innern hat mit feiner Entſcheidung vom 
5. Jänner 1871, 3. 17.379, den Recurs im Einvernehmen mit dem 
t. 1. Hondelsmünſtertum (als auch im Grunde des g 150 der Gew. O. 
unſtatihaft) zurückgewjeſen, indem es ſich dabei von folgenden Moti⸗ 
ven leiten ließ: 

„Das Gewerbegeſe gilt nach Artikel IV des Kundmachungs⸗ 
patentes für alle gewerbsmäßig betriebenen Beſchäftigungen, fte mögen 
die Hervorbringung, Bearbeitung und Umſtaltung von Verkehrs⸗ 
gegenſtänden, den Betrieb von Handelsgeſchäften, oder die Verrichtung 
von Dienſtleiſtungen oder Arbeiten zum Gegenſtaude hoben. Das 
charakteriſtiſche Merkmal des gewerbsmäßigen Belriebes liegt hie⸗ 
nach darin, daß Jemand eine unter das Gewerbegeſetz fallende 
ſelbſtſtändige Beſchäftigung des Gewinnes wegen betreibt. Die Be⸗ 
ſchäftigung des E. als Frächter der bezeichneten Guß⸗ und Eiſen⸗ 
werke fällt nach Artikel IV des Kundmachungspatentes zum Ger 
merbegefeße unter dieſes Geſez. Daß E. die fragliche Beſchäftigung 
des Gewinnes wegen und ſelbſtſtändig von feinem andern Wirlhſchafts⸗ 
betriebe ausübt, ſteht außer allem Jweifel, wenn angenommen wird, 
daß E die Frächteret mit einer feinen eigenen Bedarf als Grund⸗ 
beſiger weit überſteigenden Anzahl von Pferden betreibt. Dieſe Be⸗ 
schäftigung hat den Charakter einer großartigen Unternehmung, wobei 
es ganz gleichgiltig erſcheint, daß E. nicht für Jedermann Frächter⸗ 
dienſte leiſtet. 

, erſcheint straffällig nach dem Erwerpſteuergeſetze, weil er ſich 
der Entrichtung der Erwerbſteuer zu entziehen wußte, und nach dem 
Gewerbegeſeße, weil er es unterlaſſen hat, dieſes Gewerbe, wozu ihm 
auch nach den früheren gewerblichen Vorſchriften eine heſondere Con. 
ceffton erforderlich war, im Sinne der Beſtimmungen der Gewerbe⸗ 
Ordnung anzumelden.“ rb. 


Die fogenannten „Gemifchtwaaren « Händler“ dürfen auch mit 
Speck handeln. 


Der Greisler Franz J. brachte bei der Bezirköhauptmannſchaft 
M. zur Anzeige, daß die „Gemiſchtwagren⸗Händler B. und Tz. in 
M. Speck im Detail verkauften und bat um deren Abſtrafung wegen 
Uebertretung der Gewerbe⸗Ordnung. Die Bezirkahauptmannfchaft gab 
dem Greisler J. nachſtehenden Wehe. 

„Anf Antrag, gegen die Gemiſchtwaaren-Händler B. und Tz. 
wegen Speckverkaufes das Strafamt zu handeln, kanu, da der Thak⸗ 
beſtand einer Uebertretung der Gewerbegeſetze mangelt, nicht einge⸗ 
gangen werden, und zwar aus folgenden Gründen: 

Auf dem Lande in Steiermark haben notoriſcher Maßen die 
„Gemiſchtwaaren⸗Händler“ allzeit mit Specereiwagren, Schnittwaaren 
und Landesproducten gehandelt. Zu den Landesprodueten gehört aber 
auch der Speck. Mithin dürfen die genannten Händler auch Speck 
führen, insbeſondere ihn en detail verſchleißen. Dies iſt auch dem 
Geſetzeswortlaut entſprechend, deun die Commerzhofcommiſſionsdecrete 
vom 21. Sum 1817 und 14. Jänner 1822 beſagen, daß eine „ver⸗ 
miſchte Waarenhandlung“ eine ſolche ſei, die ein unbeſchränktes Han⸗ 
delsrecht mit allen inländiſchen und erlaubten ausländiſchen Waaren 
in ſich faſſe. 

Die Kaufleute, welche eine „gemiſchte Waarenhaudlung“ beſitzen 
und mit allen den bezeichneten Waaren Handel treiben, werden ein⸗ 
fach hoher beſteuert, und fie können, wenn ſich ihr Handel der Waa⸗ 
rengattung nach ausdehnt, in eine höhere Steuerclaſſe kommen, aber 
ein Weiteres iſt nicht gegen ſie vorzukehren. 

Falls nun B. und Tz. wirklich Speck verkauft haben und ver⸗ 
kaufen, ſo ſind ſie nicht ſtrafbar, ſondern, wenn ſie bisher in dieſer 
Rückſicht nicht Handel getrieben haben, jo kann bei der nächſten Ein⸗ 
kommenſteuerbemeſſung darauf Bedacht genommen werden.“ 

Der Greiöler J. recurrirte gegen dieſen Beſcheid an die Statt⸗ 
hafteret, bat, daß von dieſer die Bezirkshauptmannſchaft verhalten 
werde, im Strafwege gegen die von ihm Beſchuldigten vorzugehen, 
wefl nur die Greisler Speck en detail verkaufen dürften und dieſeni⸗ 
gen, welche mit Landespraducten handelten, eine darauf bezüglich 


Gewerbsanmeldung machen müßten, 


Die ſteiermärkiſche Statthalteret erkannte unterm 2, Februar 1871, 
1202, also: 

„Juſofern der Recurs des Greislers J. als Recurs gegen eine 
ſirafämtliche Entſcheidung betrachtet wird, kann auf denſelben aus dem 
Gründe nicht eingegangen werden, weil dem J. iun Sinne des $ 300 
der St. P. O. kein Recursrecht zuſteht, zumal bei Uebertretungen der 
(Gewerbe ⸗Ordnung von Amtswegen eingeſchritten werden muß, weß⸗ 
wegen von einem Privatkläger keine Nede ſein kann und J. nur 
aus Anzeiger erſcheint. 8 

Von einer Verletzung privatrechtlicher Auſprüche kann hier auch 
nacht geſprochen werden, well Kläger keinen Privatrechtstitel geltend 
zn machen in der Lage iſt - 

Wird aber der vorliegende Recurs als Beſchwerde wegen Ge⸗ 
werbsausdehnung behandelt, ſo muß derſelbe als unbegründet z 
rückgewieſen werden, weil den Beſitzern von Gemiſchtwaaren⸗Haudlu 
gen das ansgedebuteſte Handlungsbefuguiß zufteht und nach dem c 
commiſſionsdecret vom 22. Februar 1822 (Band 46 der Sammlung 
der Geſetze Franz I.) beſagten Handlungsleuten der Handel mit allen, 
nicht außer Handel gefetzten Artikeln geſtattet tft.” . 


Veroronungen. 


Verordunug des Miniſters des Innern vom 30. Dec. 1870, 3. 18651, wegen 
Ueberſtempelung der Stempelmarkeu mit ſchwarzer Subſtanz. 


Die durch die Gtaatsbruderei vorgenommenen Unterſuchungen und mehrere 
rafgerichtliche Werhandlungen haben gezeigt, daß bie in letzterer Zelt von den Bes 
wörben und Yentern bewerkſtelligle Ueberſtemplung der Stempelmarkeu vorzugs- 
weiſe mult blauer Farbe geſchehe, und daß dieſer Vorgang häufig die Unfache von 
Stempegefälläverküirguugen bilde, indem eine derartige Obliterirung mittelſt Güemi« 
kalien ohne beſondere Schüwierigkeiten enfernt, die bereits gebrauchten Gtanyel: 
marken daher wiederholt verwendet werden können. 

Das k. k. Sinangneinifterium bat ſich aus dleſem Grunde veranlaßt ger 
sehen, die unterſtehenden Rinangorgane anzumwelſen, Eünftightu nur eine gute Buche 
druckerſchwarze zur Oblilertrung verwenden zu laͤſſen und dafßr zu forgen, daß die 
Ueberſtemplungsabdeſicke mögllchſt rein und leſerſich ausgeführt werden, zu welchem 
Zwecke eine öflere Reinſgung der Stampiglien von der eingetrockneten überflüſſſgen 
schwarzen Farbe mıittelft Benz und Bürſte erforderlich und leicht zu beſorgen tft. 

Ueber den vom k. E. Finanzminſſterinun ansgeſprochenen Winch bechre ich 
mich Euer ... hievon mit bein Erfuchen um die gefällige Veranlaſſung in ble 
Kenntniß zu ſeßen, daß von Seite der unterftehenden Behbrden und Aemter bel der 
Obllterlcung der Stempelpiarkel, infoferne es elwa nicht ſchon der Fall fein ſoltte, in 
der für die Finanzbehörden vorgezeſchneten Meife vorgegangen werde 


Verordnung des Miniſters des Innern vour 10. November 1870, Z. 16622, be⸗ 
treffend vas Aufrechtbeſtehen der Beſtimmung, wornach ang den Orden der barm⸗ 
herzigen Brier austretende Chirurgen, welche nicht ats Wund⸗ und Geburts⸗ 
ürzte approbict ſtun, zur Aug nbung der chirnrgiſchen Praxis nicht berechtigt ſind. 


Aus Aulaß eines vorgetommenen Falles Hat der Miniſter fir Cultus und Un. 
ſerricht unterm 30. October d. J, Z. 5021, entſchieten, daß die mit dem Unkerrichts⸗ 
Meinſſterialerloſſe von 21. Septentber 1855, 3. 19790 ergangene Vorſchrift, daß für 
die uknuft keinen der Mitglieder hei Ordens der barmherzigen Brüder, welche an 
den . T Untverſitzten ihre Nigorofen berelte beſtanden haben und hierüber aus der 
Medicin, Chirurgie oder Pharmacie bipfomirt worden fund, ein Ouplſent bes Diploms 
oder dahin bezüglchen Zeugniſtes erfolgt werden soll bunch die Staategeunbgeiehe als 
beſeitigt zu betiochten ift. Von biefer, beinmächft ln Berordnungablatte des k. k. Mini 
ſerſume für Gultus und Anterticht erſchefnenden Entſcheldung fehe ich Euer. 

mit dem Benterken in bie Kenttnif, daß dadurch der Erlaß der Miniſterien des In. 
nern und für Gultis nd unterricht vom 2. Mai 1856, R 60 Bl. Nr. 71, infoferne 
huenach die ala Chirurgen, d. h als Wündärzte, und nicht als Wnud- und Ge. 
burtsörzte approbjrten barntherztgen Ordensbrͤder nach ihrem Austrithe aus dem Dis 
den im weltlichen Stande uicht berechtiget ſuld, die chirurgische Prata auczu⸗ 
fen, nicht obgeönderl wird. 


Erlaß der f. k. Statthalterei fur Steiermark vom 5. April 1870, Z. 627, le⸗ 
treffend den Vorgang der Vercinshehörden erſler Inſtanz gegenüber der Thätig⸗ 
leit der Vereine bei Verſheilung von Druckſchriften. 


Cs {ind in neuerer Zeit wiederholt Anfragen der Vereinebehörben erſter In⸗ 
anz vorgekommen, in welcher Weiſe gegenüber dem gegenwärtig auch Bierlanbe von 


verſchledenen Vereinen an den Tag gelegten Streben, ihre Thätigkeit namentlich 
auf die Vertheilung von Druckschriften auozudehnen, vorzugehen fel. 

Um nach diefer Richtung ein vollkommen gleichförmiges, dem Staude der der ⸗ 
maligen Geſeßgebung entſprechendes Vorgehen der Vereinsbehörber erſter Inſtang zu 
bewirken, anderſelts jeder Mißdentung der ſtakutenmäßigen Befngniffe durch die ver 
ſchtedenen Vereiue um Vorhinein entgegen zu wirken, finte ich Nachjtehenbed zur Ber 
nahmungöwiſſenſchaft zu erlaſſen. 

Bezüglich der Berbrettung von Dendigriften in der Begriffsbeftinumung bes 
s bes Preßgeſeßes vom 17 December 1862 (K, G. Bl, 3. 6, v. Jahre 1888) ind 
war die Vorſchriften der Gewerbeorduung vom 20. December 1859 und des Pref- 
geſehes maßgebend. 

Hiernach ift die Zuläſſigkeik jedes gewerblichen Verkehrs mil Ornckſchriften 
nach der Gewerbeordnung und den Beſtimmungen der 99 8, 29 des Preßgeſeßes zu 
beurthellen. 

Die uneukgeltliche“ Verbreitung von Druckſchrlflen iſt, insofern fie unter den 
Begriff des Vertbeilens von Oruckſchelften in Sinne del $ 28, Abſaß 1, 
des Preßgeſehes fällt, abſolut verboten. 

Wenn ſich alſo auch Vereine in ihren Stakulen als Miltel zur Erreichung der 
Vereingzwecke die Herandgabe und Verbreltung von Druckschriften zur Aufgabe ge. 
ſtellt haben, fo berſteht es fich von ſelbſt, daß fie in Verfolgung dleſes Zweckes bie im 
Preßgeſehe, zeſh. der Gewerbeordnung enthaltenen Borfchriften beobachten neüffen. 

Ia Berügſichtigung dee Eingangs envihnten Beſlrebens verſchledener hierlän. 
digen Vereine find demnach alle jene Vereine bed Amtöbezirked, deren Slatnten auf 
eine Thätigkeit iu Bezug auf die Verbrellung von Oruckſchriften ſchlſeßen ißt, auf Die 
im Vorgeſagten dargelegten Geſetzesbeſtimmungen ſchytftlich anfınerkfam zu machen. 
und deren genaue Einhaltung deingend zu empfehlen. Gegen elne etwalge, ungeach te! 
biefer Grtnuertung vorkommende ungeſehliche Verbreitung von Oruckſchrlften it im 
Sinne des $ 6 des Geſehes vom 17. December 1862 über das Slroſverfahren in 
Preßfachen ( G. Bl., 8. 7, v. J. 1863) bad Entsprechende zu verfügen nud zu 
berichten. 


Perſonalien. 


Se. Mojeftit Haben dent Sectlonsrathe im Ministerium des Funern Franz 
Schröter den Titel und Charakter eines Minfſlerlalrathes larfıei nerliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Vorſtand der Anıtsbibhothel für Cultus und Un 
terricht Dr. Salomon Herman Mofenthal den Orden der eſſernen Krone Jil. GL. 
darfrei un 

Se. Majeftät haben dem Htlfeänderbireetlonsabjuneten In bir Winsfeerntbe 
präfıbiallanglet Theodor Peß lex das 1 0 de Franz Joſeph⸗Ordent und 
dem Offtelaſeu Rudolf Taußky das goldene Verdleuſtkreuz lt der Krone vertiefen, 

e. Majeſtät haben bein Offtetalen Im ber Minıftereatbapefffibinlfanglei undwig 
tarfrei den Titel und ang eines Hilfofkmterblrectiongadſuncten verllehen 
Diojeftät baden den Finanzrath der beſtaudenen inanzprocuratur in Be. 
nebig Or Anton Omi rich zum Dberfimanzratt) und Fanzprgcurator in Zara ernannt. 

Se. Maſeſickt baben dem peuſſontrten Statthalterehathe U. Gl. Joſeph Gagg 
ale Rltter eng der eifernen Krone l. Cl. den deitterſtand wit bem Präblcale 
ee de 

Se. Majeſtät haben dem Finauzbezirkscommiſſär ! Cl. der Femauzbezirksdirec⸗ 
nog in Graz Joseph Brandeskiy kerfteſ den Piel und Rang eines Binamnzenthes 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben ben Hofferretfren bed oBerften Rechnungsbofes Philipp 
Melzer und Franz Panke tarftel den Titel und Charakter eineg Seckionsrathes, 
ferner dem Officialen der Hilfemierdlreetlon biefes Rechnnngohofe Ignaz Albrecht 
dete und Gharakter eines Hilfsfmterdirectionsadfuncteu mit Nachficht der Taxen 
verliehen. 

Seine Majeftäl Haben dem Redactenr per kalſerl. „Wiener Zeilunge, Sections 
roth Ernst von Teſchenberg anläßlich feiner Berufung zur ſtändigen Dienfted« 
verwendung iu, das gemeluſaine Miſiterum des Aeußern den Titel unnd Charakler 
einen Hof- und Miniſterialrafhes torfret verllehen. 

Der Mtanzminifter hat den Binanzlecretär der galizischen Finanzfabesbireekion 
Ferdinand Prus b. Wlekowoki zum Finanzrath und Vorſtand der Stenerabminis 
tration iu Lenilerg ernannt: 


Erledigungen. 


Beztrkehauptuaunſteſſe in Tamsweg mit 1600 fl. Jahresgehalt bis 24, Febr. 
1871. (Amtsbl. Nr 98.) 

Abfuneteiftelle bei der ftetermärk. Stnangpeocucatur mit 2600 fl. eventuell 
1400 fl. Gehalt definttin ober in provlſoriſcher Gigenſchut s Ende Februar 1871. 
(Amtsbl Nr 40.) 

Rehmingdoffieinliftelle J. El. bel dent Redhnumgabepaztement ber k. k Landes 
regierung an Salzlurg mit 1000 fl. Jahresgehalt und eee mit 900 fl, 
eveuinelk eine Rechnungsofficialsftelle IL. El, mit 800 fl. bezjehungswenle 700 fl. even. 
tuell eine Rechunngeoffleiasſtelle I AK ge 600 ff. Jahresgehalt bis Ende Februar 
1871. (Amtsbl. Nr. 40.) 

Bezirkehauptmannſtelle I. Cl. iu Dalmatien mit 2000 fl. Sapreigehat und 
Naturalwohuung oder Ouartiergeld bis 25, Februar 1871. (Amtabl Nr. 40, 

Armenarztensſtelle in Jivlſchenbrücken mik 600 fl. Jahresremuneralion bis 
Ende Februar 1871. (Amtabl. Nr. 49.) 

El inperterifte, 


wit 1400 IL Zalısesgebalt usb ben Mor 
wüdungerrcher in dle 1% ft. ve 7 


13 1871. (Mutes. Nr. 45.) 


Druck der T. Wiener Zeitung. 


Für den Druck vernntwortlich C. Piſtort. 


